
Wuppertal, Herne, Bonn 
stellten ihre Arbeit auf der
Behördentagung vor 

„Kontinuität zahlt sich aus“ war der
Titel der diesjährigen Behördentagung
des Bereichs Migration & Qualifi zie -
rung, die am 8. und 9. November in
Frankfurt/Main stattfand.

Einen Rahmen an Information und Ein -
ordnung des Themas Interkulturelle
Öffnung der Verwaltung bot Roderich
Kulbach, Hochschullehrer an der Evan -
gelischen Fachhochschule Bochum
(siehe Kommentar Seite 4). 

Ergänzt wurde diese Einordnung durch
Mohammad Heidari, der die Begriffe
interkulturelle Öffnung und Cultural
Mainstreaming umriss und gegen ein
Diversity Management, das aus schließ-
lich marktwertorientiert ist, abgrenzte.
Robert Gereci, ebenfalls vom DGB Bil -
dungs werk, erläuterte die für ein Cul -
tural Mainstreaming relevanten Teile
des Allgemeinen Gleichbehandlungs -
gesetzes (AGG). Die Verpflichtungen,
die dem Arbeitgeber aus dem Gesetz
erwachsen, können auch durch eine
interkulturelle Öffnung eines Unter -
neh mens strukturell eingelöst werden.
Hier können im Übrigen auch Betriebs-
und Personalräte initiativ werden und
ihre Vorschläge einbringen.

Der größte Teil der Tagung widmete
sich der Vorstellung praktischer An -
sätze zur interkulturellen Öffnung von
Kommunalverwaltungen und deren
Diskussion. Die Kommunen, die ihre
Arbeit präsentierten, waren Wupper tal,
Herne und Bonn. Gleich ist den Ge -
meinden, dass sie über einen hohen
Anteil von Menschen mit Migra tions -
hintergrund verfügen. In Wuppertal
und Herne sind es jeweils 20 Prozent,
in Bonn sogar ein Drittel der Stadt -
bevölkerung. 

Gleich sind auch die politischen Rah men -
bedingungen, die vor allem da durch
bestimmt sind, dass die Stadt ver ord -

ne tenversammlungen parteiübergrei-
fend den Weg der interkulturellen Öff-
nung praktisch einstimmig unterstützten.
Die eingeschlagenen Wege unter-
scheiden sich allerdings. In Wuppertal
wurden zum Beispiel als Ausgang alle
Maßnahmen, die mit Migration und
Integ ration zu tun haben, gesammelt.
Daraus wurde dann ein Geschäfts -
programm erstellt, in dem die ver -
schie denen Handlungsfelder aufge-
führt sind. In Herne wurde ausgehend
von einem 2003 gefassten Rats be -
schluss für eine Integrationsoffensive
zunächst dezernatübergreifend Leit -
linien erarbeitet, die im März 2007
be schlossen wurden. Auf dieser
Grund lage wurden inzwischen ein
Handlungskonzept und entsprechen-
de Handlungsempfehlungen für eine
interkulturelle Öffnung erarbeitet, die
noch vom Rat beschlossen werden
müssen. In Bonn wurde ausgehend
von den unterschiedlichsten Initiati -
ven, die es auf der Verwaltungsebene
und auch im Rahmen von Initiativen
gab, deren Aktivitäten in unterschied-
liche Arbeitskreise zusammengefasst,
die mehrheitlich von der Kommune
organisiert werden. Koordiniert wird
die Arbeit von einer Steuerungs -
gruppe. Bei den Inhalten wiederum
gibt es sehr große Ähnlichkeiten. 

Einen Blick über die Grenze bot Tho -
mas Kessler, der die Integrationsarbeit
des Schweizer Kantons Stadt Basel
vorstellte, wo er als Integrations beauf -
tragter arbeitet.

In der Schweizer Integrationspolitik
hat es vor rund zehn Jahren ein Um -
schwen ken gegeben, das sich unter
dem Motto zusammenfassen lässt:
investieren statt reparieren. Es geht
nicht mehr darum, dort einzugreifen,
wo Defizite festgestellt werden, etwa
ein Sonderprogramm aufzulegen,
wenn Migrantinnen und Migranten
keinen Zugang zum Arbeitsmarkt fin-
den, sondern jeden Einzelnen mit
einem verbindlichen Programm des
Förderns und Forderns gegenüberzu-

treten. Diese Politik greift vom ersten
Tag, das heißt unmittelbar nach der
Ein reise oder der Geburt. Fördern
meint unter anderem Begrüßung,
Infor mation, Bildung, Begleitung. Ge -
for dert werden Gesetzestreue, Integ -
ra tionswille, soziales und kulturelles
Engagement.

Die Baseler Integrationspolitik, die
inzwischen in der Schweiz als vorbild-
lich gilt, zielt gleichermaßen auf die
Zuwanderer wie auf die Mehr heits be -
völkerung. Schwerpunkte sind Öffent-
lichkeitskampagnen wie etwa „Aller
Anfang ist Begegnung“, Analyse der
Stadtentwicklung und gezielte Inves ti -
tionen in die Wohnquartiere und vor
allem die Herstellung tatsächlicher
Chan cengleichheit. Die Ergebnisse
wer den kontinuierlich gemessen. Wenn
Zuwanderer bei einem Kriterium unter
dem Durchschnitt liegen, wird das als
Versagen der Politik verstanden und
nicht als Schuld der Betroffenen. 

Insgesamt sieht Kessler die Integ ra -
tionspolitik in Basel als Hilfe für die
Menschen, gleichzeitig aber auch als
ökonomische Notwendigkeit. Das Land
brauche alle Menschen, niemand
dürfe verloren gehen.
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Gutachten zur Europäischen
Flüchtlingspolitik

Amnesty International, Pro
Asyl und das Forum für
Men schenrechte gaben an-
lässlich des Tags des Flücht-

lings ein Gutachten in Auftrag, das zu
dem Ergebnis gelangt, dass die ak tu -
elle Flüchtlingspolitik der Ab schottung
der Europäischen Union die „menschen-
und flüchtlingsrechtlichen Verpflich tun-
gen der EU-Staaten“ missachtet. Auch
außerhalb der Zwölf-Meilen-Zone gel -
ten die Menschen rechts- und Flücht -
lingskonventionen. Die Praxis der euro -
päischen Grenz schüt zer, Flücht linge auf
hoher See einzufangen und an den
meist nur ver muteten Aus gangs ort
zurückzu brin gen ist illegal. Viel mehr
haben Flüchtlinge auch auf hoher See
das Recht einen Asylantrag zu stellen,
ganz im Gegenteil zu der auch in der
Bundesregierung vertretenen Mei -

nung, die Konventionen würden nur
auf dem Festland gelten.

„Völkerrechtliche Verpflichtungen und
die Menschenrechte gelten nicht nur
auf dem Festland, sondern auch auf
hoher See. Das Meer ist kein rechts-
freier Raum. Das Zurückweisen, das
Zurückeskortieren, die Verhinderung der
Weiterfahrt, das Zurückschleppen be -
ziehungsweise das Verbringen von
Menschen in nicht zur EU gehörende
Küstenländer sind rechtswidrig.“, be -
tonte Günther Burkhard, Geschäfts -
führer von Pro Asyl. Weiter fordert er
die Europäische Union, sowie die
Nationalstaaten der Europäischen
Union dazu auf, den Praktiken auf
dem Meer Einhalt zu gebieten.

Das Gutachten kann im Netz herunter-
geladen werden unter:
www.migration-online.de/
mre_auf_see 

MENSCHENRECHTE 
GELTEN AUCH AUF
HOHER SEE

Weiterbildung für Aktive aus
Gewerkschaften und NGOs

Vor über einem Jahr wurden
die Europäischen Richt linien
zur Antidiskriminierung mit
dem Allgemeinen Gleichbe -

hand lungsgesetz (AGG) in deutsches
Recht umgesetzt. Was hat sich seither
geändert? Wie können Gewerk schaf ten
und NGOs Antidiskriminierungsarbeit
in ihre Organisationen einbinden? 

Diese und weitere Fragen werden im
Rahmen des Seminars „Strategien
gegen Diskriminierung entwickeln.
Weiterbildung für NGOs und Gewerk -
schaften“ des DGB Bildungswerkes
behandelt. Anhand von Fallbeispielen
und praktischen Übungen werden die
Teilnehmerinnen und Teilnehmer
intensiv und ausführlich mit den
rechtlichen Grundlagen der Antidis kri -
mi nie rungsarbeit vertraut gemacht.
Da bei sollen Beispiele zur Arbeit von
NGOs und Gewerkschaften zur Anti -
dis kriminierungsarbeit auf Grund von
ethnischer Herkunft, Alter, Behin de -
rung, Religion oder Weltanschauung
und sexueller Orientierung behandelt
werden. 

Das Seminar ist Teil des von der Euro pä-
ischen Kommission geförderten Pro jek-
tes Anti-Discrimination and Diver sity
training (VT/2006/009). Dieses Pro jekt
wird von human european consultancy
(www.humanconsultancy.com) zu sam-
men mit der Migration Policy Group
(www.migpolgroup.com) be treut und
in allen europäischen Mit glied staa ten
und der Türkei durchgeführt. 

In Deutschland ist das DGB Bildungs -
werk Partner des Projektes und ver-
antwortlich für die Durchführung von
nationalen Antidiskriminierungs semi -
na ren. 

Das Seminar richtet sich an Menschen
aus NGOs und Gewerkschaften, die
gegen Diskriminierung auf Grund von
ethnischer Herkunft, Alter, Behinde -
rung, Religion oder Weltanschauung
und sexueller Orientierung aktiv sind
oder aktiv werden möchten. Ziel des
gesamten Projektes ist es, die Zivil ge -
sell schaft in der Europäischen Union
zu befähigen, Antidiskriminierungs -

stra tegien umzusetzen. Schwerpunkte
des Seminars sind handlungsorientierte
Informationen zur Umsetzung der EU-
Richtlinien und des AGG. 

Das Seminar wird begleitet von: RA
Heiko Habbe, Rechtsanwalt, RA Ro bert
Gereci, Leiter des Kompetenz zent rums
Recht des DGB Bildungs werks, Dr.
Manuela Maschke, Hans-Böck ler-
Stiftung, Abteilung Mitbestim mung. 

Insgesamt können 40 Personen aus
NGOs und Gewerkschaften teilnehmen.
Die Teilnahme an dem Seminar ist
kostenfrei. Die Kosten für Unter kunft
und Ver pfle gung werden übernommen. 

Die Auswahl der Teilnehmenden, die
von der Europäischen Kommission
genehmigt wird, soll anhand folgen-
der Kriterien durchgeführt werden:
Die eingeladenen Teilnehmenden sol-
len in ihrer Gesamtheit Erfahrungen
im Umgang mit den fünf in den EU-
Richtlinien beschriebenen Diskri mi nie -
rungstatbeständen (Diskriminierung
auf Grund von ethnischer Herkunft,
Alter, Behinderung, sexueller Orien tie -
rung, Religion oder Weltanschauung)
repräsentieren. 

NGOs/Gewerkschaften, die Gruppen
mit einem hohen Risiko der Dis kri mi -
nierung ansprechen oder vertreten,
werden bei der Auswahl bevorzugt. 

Die verschiedenen Rollen von NGOs
(Sensibilisierung, Unterstützung von
Individuen, Rechtsberatung, Monito -
ring und Beeinflussung von Politik)
sollen sich in der Gesamtheit der Teil -
nehmenden widerspiegeln. 

Das Seminar findet am 21. und 22.
Februar 2008 im DGB Tagungs zent -
rum Hattingen statt. (Eine Anreise
einen Tag vorher ist möglich.) Bewer -
bungsschluss ist der 10.12.2007. 

Informationen im Internet unter:
www.migration-online.de
und: 
DGB Bildungswerk
Bereich Migration & Qualifizierung 
Michaela Dälken 
Telefon 02 11/43 01-1 98
Telefax 02 11/43 01-1 34
Michaela.Daelken@dgb-bildungswerk.de

DAS ALLGEMEINE 
GLEICHBEHAND-
LUNGSGESETZ IN DER
PRAXIS

ZAHLENWERK
Lebenslanges Lernen – Beteiligung von 25–64-Jährigen an Aus- und
Weiterbildungsmaßnahmen in Prozent (Jahresdurchschnittswerte EU,
die fünf führenden Länder, Deutschland)

= 2004,  = 2005,  = 2006

EU 27 9,3
9,7
9,6

EU 25 9,9
10,2
10,1

EU 15 10,7
11,2
11,1

Dänemark 25,6
27,4
29,2

Vereinigtes Königreich 29,4
27,5
26,6

Finnland 22,8
22,5
23,1

Norwegen 17,4
17,8
18,7

Niederlande 16,4
15,9
15,6

Deutschland 7,4
7,7
7,5

Daten: Eurostat (Basis: Arbeitskräfteerhebung) veröffentlicht September 2007, Zusammenstellung: DGB Bildungswerk Bereich

Migration & Qualifizierung/ MedienbüroArbeitswelt, Berlin



Frattini stellte „Bluecard“ vor

Am 23. Oktober 2007 stellte
der Vizepräsident der Euro -
päischen Kommission Fran co
Frattini in Straß burg seine

Pläne vor, die Ein wan derung in die
Europäische Union mittels einer „Blue -
card“ – ähnlich der amerikanischen
Greencard – effizienter zu steuern und
auch qualifizierte Arbeitskräfte anzu-
locken. Bislang verschlägt es nur ca. 
5 Prozent der qualifizieren Wanderungs-
willigen nach Europa. Der große Teil
geht in die USA oder nach Kanada.

Die Mitgliedstaaten sollen aber weiter -
hin selbst entscheiden, welchen Be -
darf sie haben und wie viele Bewerber
sie zulassen. So sollen ge zielt Lücken
auf den verschiedenen europäischen
Arbeitsmärkten geschlossen werden,
beispielsweise bei Ingenieuren und auch
die illegale Einwanderung unter Kont -

rolle gebracht werden. „Diese Rege lun-
gen sollen den Mitglied staaten helfen,
die Bedarf an qualifizierten Arbeits -
kräften haben“, betonte Frattini.

Bei der Bundesregierung stößt die Ini -
ti  ative auf Ablehnung und Kritik. Die
Migrationsbeauftragte der Bun des re -
gie rung, Maria Böhmer (CDU), hält
eine einheitliche Regelung „vor dem
Hintergrund der sehr unterschiedlichen
Voraussetzungen und Anforderungen
in den einzelnen Mitgliedstaaten nicht
für sinnvoll“.

Die „Bluecard“ ist zunächst auf zwei
Jahre befristet, kann aber verlängert
werden. Bewerber müssen eine aner-
kannte Qualifizierung, drei Jahre Be -
rufs erfahrung und ein Angebot für
einen Arbeitsplatz haben. Und die Be -
zahlung muss mindestens dreimal so
hoch sein wie der gesetzliche Min -
dest lohn. 

Falls es – wie in Deutsch land – keinen
gesetzlichen Mindest lohn gibt, muss
das Gehalt mindestens dreimal so
hoch sein wie die Sozialhilfean -
spruchs schwelle. Bewer ber dürfen
sich zunächst nur in einem Staat be -
werben. Nach zwei Jahren erlaubt die
„Bluecard“ jedoch einen Wechsel in
ein anderes EU-Land.

DISKUSSION ZUR 
VEREINHEITLICHUNG
DER EUROPÄISCHEN
ZUWANDERUNG

Daten und Informationen 

Ende August erschien das
„Rundschreiben 3/2007“ des
nordrhein-westfälischen Lan -
des beirats für Vertriebenen-,

Flüchtlings- und Spätaussiedlerfragen.
Was sich ein wenig nach hektografier-
tem Langweiler anhört, ist eine um -
fangreiche Broschüre mit zahlreichen
Informationen über und für Spät -
aussiedler und Vertriebene. Da wird
über Jugendaustausch berichtet, über
eine interkulturelle Jobbörse oder
über einen Zahnarzt, der als Hobby

russ landdeutsche Literatur verlegt.
Wett bewerbe werden ebenso vorge-
stellt wie Publikationen. Und es geht
um Menschen, die es geschafft haben,
sich zu integrieren und so als eine Art
Vorbilder dienen. Dazu kommt eine
Reihe von Hinweisen und Internet -
adressen, die man nutzen kann, um
sich weiter zu informieren.

Das Rundschreiben 3/2007 kann
bestellt werden bei:
marina.dohna@mgffi.nrw.de
oder: 
Telefon 02 11/86 18 34 84

SPÄTAUSSIEDLER 
IN NRW

Hilfe für Praktiker

Im Rahmen eines Projekts zu
arbeitnehmerorienierter Weiter -
bil dung ist seit Kurzem ein Glossar
von zentralen Begriffen der be -

trieb lichen Bildungsarbeit und Kom pe -
tenz entwicklung ins Internet gestellt

worden. Die Begriffe werden konti nu -
ier lich weiterentwickelt. Nut zer sind
eingeladen, nach einer Regis trie rung
die Begriffe zu kommentieren. Gleich -
zeitig sind Autoren und/oder Orga ni -
sa tionen aufgerufen, ihre Be griffs be -
stimmungen zur Verfügung zu stellen.

Das Projekt wird von der Uni Ham -
burg gemeinsam mit der IG Metall,
der IG BCE und ver.di durchgeführt
und vom Bundesministerium für Bil dung
und Forschung sowie aus Mitteln des
Europäischen Sozialfonds gefördert.

Infos unter: 
www.komnetz-glossar.de

GLOSSAR BETRIEB-
LICHE BILDUNG

Datenlage immer noch schlecht

Der Interkulturelle Rat (IR)
veröffentlichte im August
2007 zum dritten Mal eine
Sammlung von Anfragen

an die Länderparlamente zum Thema
Abschiebungshaft. Unter dem etwas
umständlichen Titel „Auswertung klei-
ner und großer Anfragen und Ant wor -
ten der Länderparlamente zum The -
men feld Abschiebungshaft“ sind die
wenigen Informationen, die man über
die Praxis der Abschiebungshaft in
Deutschland erhalten kann, zusam -
men gestellt und kurz kommentiert.
Die Mehrheit der Bundesländer führt
nämlich immer noch keine oder nur
unvollständige Statistiken über ausrei-
sepflichtige Personen und Flüchtlinge.
Außerdem sind die Daten auf Grund

unterschiedlicher Erhebungsverfahren
nur bedingt vergleichbar.

Aus Bayern, Bremen, Hessen, dem
Saar land und Sachsen-Anhalt liegen
bedauerlicherweise gar keine Daten
vor, die umfangreichste Datener he -
bung wird in Berlin angestellt.

Allgemein lässt sich ein Rückgang der
Zahl der Abschiebungshäftlinge ver-
zeichnen. Die Zahl der Suizidversuche
ist aber weiterhin recht hoch und
hängt möglicherweise mit der Haft -
dauer zusammen. Am Beispiel von
Ber lin lässt sich dieser Sachverhalt
recht gut belegen: Die zehn Ab schie -
bungshäftlinge, die einen Selbst mord -
versuch begingen, saßen durch schnitt -
lich rund 83 Tage in Haft. Die längste
Haftdauer belief sich auf 177 Tage.

Weiterhin festzustellen ist, dass sich
immer noch viele Minderjährige in
Abschiebungshaft befinden. Ein weib-
licher Abschiebungshäftling in NRW
beging Selbstmord.

Weitere Informationen und die An fra -
gen im Wortlaut stehen im Netz unter:

www.migration-online.de/
ir_abschiebung_3

ABSCHIEBUNGSHAFT IN DEUTSCHLAND
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KOMMENTAR

Professor Roderich Kulbach,
Evangelische Fachhochschule
Bochum 

Der sperrige Bergriff interkulturelle
Öffnung beschreibt den Prozess, Mig -
ranten als gleichberechtigte Bürger,
Mitarbeiter, Klienten und Kunden zu
behandeln. Zugleich beinhaltet er,
ihnen in allen gesellschaftlichen Be rei -
chen Teilhabe und Mitwirkung zu er -
mög lichen und die bestehenden Ins -
titutionen und Organisationen dafür
weiterzuentwickeln. Bei aller Unter -
schiedlichkeit der jeweiligen Konzepte
und Strategien, Maßnahmen und An -
ge bote für die interkulturelle Öffnung
in den Kommunen, in der Wirtschaft
oder bei Verbänden lassen sich drei
gemeinsame Grundlagen feststellen:

Migranten bilden einen großen und
integralen Bestandteil der deutschen
Gesellschaft: Deutschland ist ein
Ein wanderungsland.
Migranten haben das Recht auf
gleiche Partizipationschancen.
Eine offene und kulturell plurale
Ge sellschaft ist die einzige Chance,
die Probleme in einer Zuwan de -
rungs gesellschaft zu lösen.

Um auf dem Gebiet der interkulturellen
Öffnung von Organisationen weiterzu-
kommen, bedarf es eines strategischen
Managements. Der strategische Ma na -
ge mentansatz, Zielvereinbarungen über
die Fachdezernate hinweg zu treffen
und die Planung, Durchführung und
Kontrolle mit Dritten und der Politik

gemeinsam zu gestalten, ist sowohl
im politischen Beratungsprozess wie
im Verwaltungsapparat noch sehr ge -
wöhnungsbedürftig. Eine strategische
Steuerung bei einem so vielschichti-
gen Thema wie der interkulturellen
Öffnung der Verwaltung müsste fol-
gende Eckpunkte berücksichtigen:

Leitbild entwickeln, Ziele bestim-
men, Berichtswesen erarbeiten,
Daten aus werten;
ein Kennzahlen gestütztes
Berichts wesen entwickeln; 
Stärken-Schwächen-Analyse; 
Formulierung von politisch-strate-
gischen Zielen mit den Akteuren; 
Handlungskonzepte entwickeln
und umsetzen; 
Evaluation sicherstellen, Ziele
überprüfen: 
Aktualisierung der Zielvorstellun gen

So einleuchtend diese Schritte eines
stra tegischen Steuerungskreislaufes für
kommunale Integrationsprozesse sind,
ist doch die konkrete Heran gehens -
weise in jeder Kommune unterschied-
lich. So hat die Stadt München z.B. die
Integration der Zuwanderer in ihr Leit -
bild übernommen. Die Stadt Wupper -
tal hat ein Ressort „Zuwanderung und
Integration“ eingerichtet, das die drei
mit Migration befassten Einheiten bün -
delt (Stadtbetrieb Flüchtlinge, Aus län -
der referat und Regionale Arbeitsstelle
zur Förderung von Kindern und Ju gend-
lichen aus Zuwandererfamilien). Wie
Kommunen den Veränderungsprozess
steuern, ist also sehr unterschiedlich.
Nimmt man die gesamte Stadt ver wal -
tung in den Blick, gibt es jedoch Vor -
schläge, die sich bewährt haben. In
der Regel wird eine Steuerungs- oder
Lenkungsgruppe eingerichtet, die wie-
derum sehr verschieden besetzt sein
kann. In Essen arbeitet man z.B. mit
einer recht hoch angesiedelten Steue -
rungs gruppe (Vertreter des Rates, des
Ausländerbeirates, externe Dritte,
Leitung: Dezernentin für Jugend und
Soziales). 

Beschließt der Rat eine bestimmte

Maß nahme, muss sie immer noch von
der Linie umgesetzt werden. Es gilt
also, die Mitarbeiter für das Vorhaben zu
gewinnen und auf den Umset zungs -
prozess einzustimmen. Hierfür sollte es
auf unterschiedlichen Ebenen Pionier -
gruppen geben, die in Abstimmung mit
der jeweiligen Leitung wichtige Im puls-
geber sind, die Konzepte zur Ziel er rei -
chung erarbeiten und dann die Um -
set zung begleiten. Die Pionier gruppe
hat demnach drei Pole in Einklang zu
bringen: Die Führungs ebene, das Team
und die Nutzer. 

Auch innerhalb der Einrichtung wird
die Pioniergruppe bei den Kollegen
Wi derstand überwinden müssen.
Gründe sind:

Sorge vor zusätzlichen Arbeits belas-
tungen;
Überzeugung, interkulturelle An -
sät ze seien nicht nötig, weil man
Migranten nach dem Gleichheits -
grundsatz wie Deutsche zu behan-
deln habe;
Vorurteile und Ressentiments gegen-
über Migranten;
Ärger und Minderwertigkeits ge -
fühle, dass die bisherige Arbeit
nicht anerkannt wird.

Interkulturelle Öffnung bedarf daher
einer Personalpolitik, die die interkul-
turelle Handlungskompetenz der Mit -
ar beiter stärkt. Die Vorschläge zu
einem interkulturellen Personal ma na ge -
ment sehen in der Regel folgende
Handlungsansätze vor:

Training interkultureller Kompe -
tenz;
gezielte Werbung in Ausbildungs -
einrichtungen;
zusätzliche Sprachförderung;
interkulturelle Kompetenz als Be -
standteil bei der Stellenaus schrei -
bung;
einfachere Anerkennung ausländi-
scher Schulabschlüsse und Akzep -
tanz von Berufserfahrung im Aus -
land;
Erhöhung des Anteils von Migran -
ten an den Beschäftigten.

MODELLE INTERKULTURELLER 
ÖFFNUNG DER VERWALTUNG


